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Strallenausbaubeitrag


kobbe
Textfeld
Anlage 3 zur Niederschrift FinA-ö-18-03-19


Ablauf

1. Allgemeines
2. Rechtliche Grenzen

3. Refinanzierung von StralSenausbaumalRnahmen

a. StraBenausbaubeitragssatzung zur Erhebung eines einmaligen Beitrages

b. Strallenausbaubeitragssatzung zur Erhebung von wiederkehrenden
Beitragen

c. Erhohung der Grundsteuer
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Seit einiger Zeit wird die Beteiligung von Grundstückseigentümern an Straßenausbaumaßnahmen in Form von Straßenausbaubeiträgen in Frage gestellt. Das liegt insbesondere auch daran, dass es keine bundeseinheitliche Regelung hinsichtlich der Refinanzierung gibt.
Von den Bundesländern, die eine Erhebung zwingend vorschreiben, gibt es momentan bis auf in Nordrhein-Westfalen in den übrigen Bundesländern Überlegungen, diese Regelung aufzuheben.
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Straf’enausbaubeitrage in Europa
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Von 6 Kommunen im Ammerland

erheben 2 Ausbaubeitrage



Vorführender
Präsentationsnotizen
*Bis auf in Edewecht und in Rastede werden im Ammerland keine SAB erhoben. Damit fühlen sich die Bürger durch die unterschiedlichen Handhabungen ungerecht behandelt


Finanzierung Straf’enbau

Erschlieffungsbeitrag



Vorführender
Präsentationsnotizen
Fest steht, auf einen Erschließungsbeitrag kann nicht verzichtet werden. Dies ist aber auch in der Regel kein Problem und auch für jeden Bürger nachvollziehbar. 
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Finanzierung Strafienbau

kann nach §§ 127 Baugesetzbuch nicht
verzichtet werden

Erschlieffungsbeitrag
Straf3enausbaubeitrag : : : : : : : : : ::
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Ist zu erheben, wenn es eine
rechtskraftige
StralBenausbaubeitragssatzung
gibt



Vorführender
Präsentationsnotizen
Kommt es nach vielen Jahren zu einer Rundumsanierung sind bei einer rechtskräftigen Straßenausbaubeitragssatzung Beiträge zu dieser Maßnahme zu erheben. Für den Bürger häufig nicht nachvollziehbar, da sie ja bereits gezahlt haben und nicht alleine die Straße „kaputt“ gefahren haben. 
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§ 111 Abs. 5 Niedersédchsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG)

,~Die Gemeinden haben die zur Erfiillung ihrer Aufgaben erforderlichen
Finanzmittel,

1. soweit vertretbar und geboten, aus speziellen Entgelten fiir die
von ihnen erbrachten Leistungen,

2. im Ubrigen aus Steuern
zu beschaffen, soweit die nicht ausreichen.

[..]

3Eine Rechtspflicht zur Erhebung von StraBenausbaubeitragen [...] besteht
nicht.”


Vorführender
Präsentationsnotizen
Sämtliche Ausgaben der Gemeinde müssen finanziert werden. RGl ist hierfür § 111 NKomVG.  Dabei ist folgendes zu beachten: Wenn die sonstigen Finanzmittel nicht ausreichen…und das sind: (nächste Folie)
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Sonstige Finanzmittel

e Finanzmittel aus Grund- und Kapitalvermogen
e Zuweisungen, Zuschisse und Spenden

e Zuweisungen aus dem Finanzausgleich

e Steueranteile und Gewerbesteuerumlage

» Gemeindeanteil an der Einkommensteuer
 Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer

* Gewerbesteuerumlage



RESIDENZORT
(i ASTEDE

$ 111 Abs. 5 NKomVG

,~Die Gemeinden haben die zur Erfiillung ihrer Aufgaben erforderlichen
Finanzmittel, 5

1. soweit vertretbar und geboten, aus speziellen Entgelten fiir die
von ihnen erbrachten Leistungen,

2. im Ubrigen aus Steuern
zu beschaffen, soweit die nicht ausreichen.

[..]

3Eine Rechtspflicht zur Erhebung von StraBenausbaubeitragen [...] besteht
nicht.”


Vorführender
Präsentationsnotizen
Sind die erforderlichen Finanzmittel aus spezielle Entgelten zu erheben….dazu gehören (nächste Folie)



Spezielle Entgelte

e Beitrage
e ErschlieBungsbeitrage
e Ausbaubeitrage

e GebUlhren
e Abwassergeblhren
e Kindergartengebihren

* Privatrechtliche Entgelte
e Eintrittsgelder
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$ 111 Abs. 5 NKomVG

,~Die Gemeinden haben die zur Erfiillung ihrer Aufgaben erforderlichen

Ortliche Probleme miissen daher auch erst einmal 6rtlich geldst werde.
Eine Unterstiitzung von Bund oder Land sind nicht zu erwarten. flir die
von ihnen erbrachten Leistungen,

Eine vollige Abschaffung der Strallenausbaubeitragssatzung ohne
finanziellen Ausgleich kann nur in Betracht gezogen werden, wenn eine
komfortable Finanzsituation vorliegt.

]

3Eine Rechtspflicht zur Erhebung von StraBenausbaubeitragen [...] besteht
nicht.”


Vorführender
Präsentationsnotizen
Erst dann darf ich die Steuern erhöhen….
Also erst einmal örtliche Probleme…
Und für die Abschaffung der SABS muss eine komfortable Finanzsituation vor
Liegen
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3. Refinanzierung von StralSenausbaumalRnahmen

a. Strallenausbaubeitragssatzung zur Erhebung eines einmaligen Beitrages

b. Strallenausbaubeitragssatzung zur Erhebung von wiederkehrenden
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c. Erhohung der Grundsteuer



QUITED €
Einmalige Beitrage

Landesgesetz
- Nds. Kommunalabgabengesetz

Ermessen!

§ 6 NKAG - Beitrige Abstrakte Mdoglichkeit reicht aus

(1) 1Die Kommunen kénnen zur Deckung ihres Aufwandes fir die Herstellung, Anschaffung,
Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung ihrer éffentlichen Einrichtungen Beitrage von den
Grundstlckseigentiimern erheben, denen die Méglichkeit der Inanspruchnahme dieser &ffentlichen
Einrichtungen besondere wirtschaftliche Vorteile bietet, soweit nicht privatrechtliche Entgelte erhoben
werden. 2Zum Aufwand rechnen auch die Kosten, die einem Dritten, dessen sich die Kommune
bedient, entstehen, soweit sie dem Dritten von der Kommune geschuldet werden.



Vorführender
Präsentationsnotizen
Konkrete Rechtsgrundlage für eine Satzung zur Erhebung von einmaligen Beiträge ist § 6 NKAG…..
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Einmalige Beitrage

Ortsrecht

—>StralRenausbaubeitragssatzung (SABS)
v. 2004

- Mustersatzung Niedersachs. Stadte- und
Gemeindebun

—Seit den 1950er Jahren wurden Beitrage erhoben
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Einmalige Beitrage
§ 1 SABS
,Zur teilweisen Deckung ihres Aufwandes fiir die Herstellung,
Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung ihrer 6ffentlichen

Strafsen, Wege und Pldtze (6ffentliche Einrichtungen) erhebt
die Gemeinde Rastede [...]”

Hier kein Ermessen!

Achtung:
Nichterhebung = sog. Amtsuntreue
—> ggf. strafrechtliche Konsequenzen



Vorführender
Präsentationsnotizen
…in der SAB gibt es dann kein Ermessen mehr und die Gemeinde muss erheben…
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Einmalige Beitrage

Kostenbeteiligung gem. Satzung

AnliegerstralRe 40 % 60 % Herzogin-lda-Str.

Stralle mit starkem 40-70% 30—60% Bachstralde
innerortlichen Verkehr

Durchgangsstralie 45-75% 25-55% Oldenburger Str.
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Umlage der beitragsfahigen Kosten

Beitragsfahige Kosten: 500.000 € Umlageflache: 100.000 m?
500.000 €
100.000 m?
5,00 €/m?
Tatsachliche GroRe: 800 m?
Gewichtete GrolRe: 1.000 m?

Beitrag: 5.000 €
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Beitragszahlung?

e |n der Regel wird der StraRenausbaubeitrag nach Erhalt der Schlussrechnung
fallig und mit Bescheid innerhalb einer Zahlungsfrist von 4 Wochen fallig.

e Beitragshohe kann tberfordern

e Beitrag muss nicht sofort geza+" en
- Stundung /- ’?\ _ .ard erwartet)
e Beii -nt auf einmal gezahlt werden

. natenstundung (z.B. Bankkredit wird
versagt)


Vorführender
Präsentationsnotizen
…wie wird der Beitrag gezahlt? 4 Wochen nach Bescheid!
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Stundung
e Stundungen sind grundsatzlich zu verzinsen

e § 11 Abs. 1 Nr. 5 b Niedersachsisches Kommunalabgabengesetz
(NKAG) iV.m. §§ 234 Abs. 1 und 238 Abgabenordnung (AO)

- Stundungszinsen: 0,5 % pro Monat auf den auf
volle 50 € abgerundeten Betrag (d. h. rund 6% p.A.)

— Beitrag: 5.000 € = 25 € Zinsen im Monat


Vorführender
Präsentationsnotizen
Momentan Finanzierung über eine Bank günstiger!!!!


C]@"f“ﬁ"ﬁ E
LOsung?

Die H6he der Verzinsung kann nicht verandert werden, da diese gesetzlich
nach dem NKAG i.V.m. der AO festgelegt ist.

Es kdnnte aber eine gestaffelte Falligkeit Gber einen langeren Zeitraum
geregelt werden:

* damit entfallt ein hohe einmalige Belastung und die Beitragslast verteilt sich
damit fur die Anlieger auf einen langeren Zeitraum

e Anderung der SABS

e geringfligig hoherer Verwaltungsaufwand
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Wiederkehrende Beitrage

» Durch Anderung des NKAG seit dem 20.04.2017 zuldssig.

e Blick nicht auf einzelne offentliche Anlagen sondern auf das
Verkehrsnetz

* Bildung von Abrechnungsgebieten

* Verteilung der Beitragslast auf viele Beitragspflichtige in einem
Kalkulationszeitraum von 5 Jahren
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Bildung der Abrechnungsgebiete

(Quelle: Landesamt fur Vermessung und
Geoinformation SH, COMUNA GmbH)

(Quelle: Landesamt far Vermessung und Geoinformation SH, COMUNA GmbH) I G emE| nd e OWSCh I ag, S H
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Abrechnungsgebiete?
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Wiederkehrende Beitrage

e bisher wenig Erfahrung in Niedersachsen

e \Verschonungsfrist fur Grundstlcke, bei denen innerhalb der letzten 20
Jahre einmalige Beitrage (ErschlieBung- StraRenausbau- oder
Sanierungsbeitrage) gezahlt wurden

e Belastung kleiner, aber stetig

e Keine Unterscheidung der Verkehrsfunktion der Stral3en in einem
Abrechnungsgebiet

 Hohe Erwartungshaltung, wann die eigene Stral3e saniert wird
e Erheblich hoherer Personal- und Sachkostenaufwand in der Verwaltung


Vorführender
Präsentationsnotizen
…bei Gemeinden, die bereits regelmäßig Straßenausbaubeiträge erhoben haben, lohnt sich der Wechsel zu wiederkehrenden Beiträgen nicht…
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QRUSTEB
Erhdhung der Grundsteuer

e rechtlich moglich, ABER § 111 NKomVG (Grundsatz Beitrage vor Steuern beachten!)
e die Erhohung ist nicht zweckgebunden fiur StraBenausbaumallinahmen

 alle Grundstuckseigentimer sind betroffen unabhangig davon, ob ihre Stralde jemals
ausgebaut wird

e Urteil (Bundesverfassungsgericht) vom 10.04.2018 zur Neubewertung der
Grundstucke ist zu beachten; es kann noch nicht abgeschatzt werden, wie sich die
Neubewertung auf die Hohe der Grundsteuer auswirkt

e die Grundsteuer kann im Gegensatz zu einmaligen und wiederkehrenden Beitragen
vollumfanglich auf die Mieter umgelegt werden

e die Erhohung der Grundsteuer hat Auswirkungen auf die Kreisumlage und die Hohe
der Finanzausgleichsleistung der Kommune


Vorführender
Präsentationsnotizen
Steuern ist eigentlich die letzte Lösung


Erhéhung der Grundsteuer

e Bei Abschaffung der StraRenausbaubeitragssatzung wirden jahrlich
Beitragseinnahmen von ca. 90.000 € entfallen.

 Wenn die durchschnittliche Beitragshohe i. H. v. rund 90.000,- € im Jahr durch die
Grundsteuer B aufgefangen werden soll, muss der Hebesatz um 10 Punkte
angehoben werden. Das wurde fiur ein Grundstlick mit einer Groflse von 750 gm
eine jahrliche Mehrbelastung von 5,20 € bedeuten.

Grundsteuerfall:

EFH

750 gm GrundstiicksgroRe
Messbetrag = 51,97 €
Grundsteuer B

Hebesatz - 350v. H. 181,90 €

Hebesatz - 360 v. H. 187,09 €

jahrliche Mehrbelastung



Vielen Dank
fur Ihre Aufmerksamkeit!
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